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Zuständigkeiten des Vormundes von Minderjährigen
Sachverhalt

Zu nachstehender Situation stellen sich mir und unserer VB Fragen:
3 Kinder, Vollwaisen. Nach dem Tod der Eltern wurde der Onkel der Kinder zum Vormund ernannt. Die Kinder sind nun zu ihm gezogen. Sie lebten bislang aus verschiedenen Gründen bei den Grosseltern. Das Mandat wird nun in die Wohngemeinde des Vormundes übertragen. Die neu zuständige Wohngemeinde fragt nach einem Pflegevertrag.
Unsere Fragen:
Ist ergänzend zum Beschluss der VB über die Bestimmung des Vormundes der Kinder auch über den tatsächlichen Aufenthaltsort der Kinder zu bestimmen? Ich gehe davon aus, dass der Vormund bestimmen kann, wo sich die Kinder aufhalten. Nun halten sie sich ja bei ihm persönlich auf, weshalb sich die Frage über den Pflegevertrag stellt.
Ist tatsächlich ein Pflegevertrag notwendig?

Was wäre hierzu zu beachten?

Meine Aufgabe wäre es, den Pflegevertrag auszuarbeiten. Ich denke, dass ich die Vollwaisenrenten oder mindestens einen Teil davon als Pflegeplatzkosten einsetzen würde. Wäre das so in Ordnung? Ich sehe die Waisenrenten als Beitrag zur Bestreitung laufender Lebenshaltungskosten.
Erwägungen

1. Der Vormund der Kinder hat die Pflicht, für den Unterhalt und die Erziehung der Kinder das Angemessene anzuordnen, wozu ihm dieselben Rechte und Pflichten zustehen wie den Eltern (Art. 405 ZGB). Vorbehalten sind nur Handlungen, welche gemäss Art. 421 ZGB (oder anderer Spezialnormen wie Art. 404, 401 etc) der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde bedürfen. 



2. Aufgrund der umfassenden Kompetenzen des Vormundes entscheidet nicht die Vormundschaftsbehörde, sondern der Vormund über den Aufenthaltsort der Kinder, weil ihm wie den Eltern das Obhutsrecht zusteht. Eine Ausnahme gilt nur für den Fall, dass eine fürsorgerische Freiheitsentziehung anzuordnen ist (Unterbringung des Kindes in einer Anstalt), welche bei bevormundeten Kindern im Zuständigkeitsbereich der Vormundschaftsbehörde liegt, wenn nicht Gefahr im Verzug liegt (Art. 405a ZGB). 



3. Wenn Kinder sich nicht bei den Eltern aufhalten, bedarf es für die Pflegeeltern einer Pflegekinderbewilligung (Art. 316 ZGB). Das gilt insbesondere auch für den Vormund. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Pflegeeltern und ihre Hausgenossen nach Persönlichkeit, Gesundheit und erzieherischer Eignung sowie nach den Wohnverhältnissen für gute Pflege, Erziehung und Ausbildung der Kinder Gewähr bieten und das Wohl anderer in der Pflegefamilie lebender Kinder nicht gefährdet wird (Art. 5 eidgen. VO über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption , PAVO).


4. Das Pflegeverhältnis bedarf eines Pflegevertrages, welcher mit Vorteil schriftlich abgeschlossen wird, damit sein Inhalt, namentlich auch die Platzierungsbedingungen (z.B. Entschädigung), transparent und nachvollziehbar sind. Weil der Vormund einerseits die Kinder, andererseits sich selbst vertritt, kann er infolge Interessenkollision den Pflegevertrag nicht für beide Seiten abschliessen (BGE 107 II 108 ff.).  Dem Kind ist aus diesem Grund ein Interessenkollisionsbeistand nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu bestellen, welcher mit dem Vormund den Pflegevertrag aushandelt (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, § 6 N 9 ff.; Basler Kommentar ZGB I-Langenegger N 26 zu Art. 392). Wenn die Sache liquid und nicht mit besondern Schwierigkeiten verbunden ist, kann die Vormundschaftsbehörde selbst handeln, anstatt einen Vertretungsbeistand zu ernennen (Berner Kommentar ZGB Schnyder/Murer N 59 ff. zu Art. 361 und N 36 zu Art. 392).

Weil es sich um einen Vertrag zwischen Mündel und Vormund handel, bedarf dieser Pflegevertrag überdies der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 422 Ziff. 7 ZGB).


5. Die Waisenrente dient der Bestreitung des Unterhalts. Überdies ist zu prüfen, ob seitens der verstorbenen Eltern eine Hinterlassenenrente nach BVG zusteht. Es wird bei der Berechnung des Pflegegeldes darum gehen, die Kosten des Aufenthaltes und der Lebenshaltung der Kinder zu berechnen, insbesondere die von der EL-Gesetzgebung anerkannten Ausgaben (Art. 3b ELG). Wenn die Waisenrente nicht ausreicht, sind gegebenenfalls EL zu erwirken (WEL 2023, 2027, 2043.3, vgl. auch K. Affolter, Anzehrung des Kindesvermögens von Vollwaisen zur Deckung des Unterhaltsbedarfs, ZVW 2005 S. 220 ff.).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Mai 2007
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